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Offshore-Windkraftnutzung in der Deutschen Bucht.
Was denken die Akteure?
Daniel GreGorowius und HaralD Zepp
Abstract
Offshore Wind Power Utilisation in the German Bay. What Do the Actors Think? 
There has been a controversial debate raging in the German public sphere for years on the issue of wind power. The public forum has reached 
a new high-water mark with the option of additionally using wind power on the sea (specifically in the German Bay) citing reasons of climate 
and energy policy for building offshore wind farms in the North Sea. Critics see the unstable ecological system of the German Bay threatened 
and point to potential negative consequences for tourism, shipping and fishing. There is a whole series of policymaking actors in the federal 
and state governments including municipalities (the governments themselves, political parties and official agencies), from the private economy 
(employers’ and employees’ associations, power utilities, fishing, maritime and tourism sectors) and from society at large (nature protection 
organisations and organised opponents of wind power). They are engaged in a public debate on whether offshore wind power should be used 
or not with the regional media of the North Sea region reporting on it with growing intensity. A study of this debate on using offshore wind 
power shows that the concerns of nature and landscape conservation are diametrically opposed to the concerns of environmental and climate 
protection. Policymakers in the federal and state governments including an array of economic associations accentuate the benefits of marine 
wind power utilisation while the municipalities of the North Sea region and the tourism, fishing and nature protection associations voice 
criticism. The further windfarms are away from the coast and outside of ecologically sensitive areas, the greater is public acceptance for the 
planned offshore wind parks.
offshore wind power, North Sea, German Bay, energy policy, nature protection, climate protection, actors
Zusammenfassung
Das Thema der Windenergie wird seit vielen Jahren in der deutschen Öffentlichkeit kontrovers diskutiert. Mit der Option, auch auf dem Meer, 
und hier insbesondere in der Deutschen Bucht, die Windkraft nutzen zu wollen, hat der öffentliche Diskurs eine neue Dimension erreicht. Es 
werden klima- und energiepolitische Gründe vorgebracht, die für den Bau von Offshore-Windfarmen in der Nordsee sprechen. Kritiker hinge-
gen sehen das labile Ökosystem der Deutschen Bucht bedroht und verweisen ferner auf mögliche negative Folgen für den Fremdenverkehr, die 
Schifffahrt und die Fischerei. Beteiligt am öffentlichen Diskurs um das Für und Wider der Offshore-Windkraftnutzung, der mit wachsender 
Intensität nicht nur in den regionalen Medien der Nordseeregion wiedergegeben wird, sind unterschiedliche Akteure in Bund, Ländern und 
Gemeinden aus Politik (Regierungen, Parteien, Behörden), Wirtschaft (Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, Energieunternehmen, Fi-
schereiwirtschaft, Maritime Wirtschaft, Fremdenverkehrswirtschaft) und Gesellschaft (Naturschutzverbände, organisierte Windkraftgegner). 
Eine Untersuchung des Diskurses um die Offshore-Windkraft zeigt, dass sich ein Konflikt um die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes 
gegenüber den Belangen des Umwelt- und Klimaschutzes herausgebildet hat. Während auf politischer Ebene in Bund und Ländern sowie von 
vielen Wirtschaftsverbänden die klimapolitischen Vorteile der marinen Windkraftnutzung betont werden, wird Kritik vor allem durch die Ge-
meinden der Nordseeregion sowie durch Tourismus-, Fischerei- und Naturschutzverbände geäußert. Dabei scheint die öffentliche Akzeptanz 
der geplanten Offshore-Windparks mit zunehmender Küstenentfernung und außerhalb ökologisch sensibler Gebiete zu steigen.
Offshore-Windkraft, Nordsee, Deutsche Bucht, Energiepolitik, Naturschutz, Klimaschutz, Akteure
Einleitung und Problemstellung
Die Förderung der Windenergie hat in 
den letzten Jahren zu einem beträcht-
lichen Flächenverbrauch auf dem Fest-
land geführt, der von Teilen der Bevöl-
kerung kritisch als eine „Verspargelung“ 
der Landschaft wahrgenommen wird. 
Dem gegenüber steht die Auffassung, 
die Windkraft sei eine umweltverträg-
liche Alternative zur Energiegewinnung 
aus fossilen Brennstoffen. Aus einer 
Vielzahl von Gründen (höhere Windge-
schwindigkeiten, vermeintlich geringere 
Nutzungskonflikte u.a.) wird die Zukunft 
der Windenergie in der Errichtung großer 
Windparks auf dem Meer gesehen. Der-
te. Mit diesem Beitrag kann noch keine 
umfassende Analyse der ökologischen 
und ökonomischen Auswirkungen von 
Windparks vorgelegt werden, sondern 
es soll versucht werden, diejenigen ge-
sellschaftlichen Gruppen zu identifizie-
ren und deren grundsätzliche Positionen 
zur Offshore-Windenergie gewinnung 
gegenüberzustellen, die an der Ausein-
andersetzung um Windparks, die sich 
teilweise als lebhafter Diskurs äußert, 
beteiligt sind. Bei der Darstellung des 
Konfliktfeldes um die Offshore-Wind-
kraftnutzung muss das Thema der Ka-
belanbindung an das Festland weitge-
hend ausgeklammert werden. Dies wür-
zeit sind leistungsfähige Windfarmen in 
der Nord- und Ostsee in Planung.
Das Spannungsfeld des Für und Wider 
solcher Anlagen in der Deutschen Bucht 
steht im Mittelpunkt des vorliegenden 
Beitrages. Es soll nicht um eine einfache 
Einteilung in Befürworter und Gegner 
gehen, denn die Problemlage ist kom-
plizierter: Was die Diskussion um Off-
shore-Windparks so interessant macht, 
ist der Widerstreit zwischen einer prinzi-
piellen Bejahung regenerativer und res-
sourcensparender Energieerzeugung und 
den befürchteten negativen Wirkungen 
von Windparks für die Umwelt, die Fi-
scherei und den Tourismus an der Küs-
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de die Darlegung des Konfliktes unnötig 
komplizierter machen.
Seitdem Anfang der 1990er Jahre 
in Skandinavien die ersten Windkraft-
anlagen im Küstenvorfeld entstanden, 
beschäftigen sich Wissenschaft und For-
schung intensiv mit den Auswirkungen 
dieser technischen Bauwerke auf die 
marine Umwelt. Inzwischen liegen zahl-
reiche Untersuchungen vor, die sich mit 
den Folgen von Offshore-Windkraftan-
lagen befassen. Durch Bau und Betrieb 
sowie später auch durch den Rückbau der 
Windkraftanlagen sind Auswirkungen 
auf die physische und biologische Mee-
resumwelt zu erwarten. So können ma-
rine Windräder als technische Bauwerke 
die hydro- und morphodynamischen Ver-
hältnisse in ihrer Umgebung als Einzel-
bauwerke oder auch als gesamter Wind-
park verändern. Zielke (2000) schätzt die 
physikalischen Veränderungen in ihrer 
ökologischen Relevanz aber als eher ge-
ring ein, da sich die zu erwartenden Be-
einträchtigungen am Meeresboden durch 
zahlreiche Maßnahmen wie die Nutzung 
von Geotextilien oder Steinschüttungen 
einschränken lassen.
Als weitaus problematischer wer-
den in aktuellen Untersuchungen die 
Folgen für die belebte Meeresumwelt 
diskutiert. In dem vom Bundesamt für 
Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH 
2003) herausgegebenen „Standardunter-
suchungskonzept für die Untersuchung 
und Überwachung der Auswirkungen 
von Offshore-Windenergieanlagen auf 
die Meeresumwelt“ werden (tierisches) 
Benthos, Fische, Rast- und Zugvögel 
sowie marine Säugetiere als besonders 
zu berücksichtigende Schutzgüter ge-
nannt. Beeinträchtigungen für die ge-
nannten Schutzgüter werden vor allem 
während der Bau- und Rückbaumaßnah-
men der Windparks durch das schwere 
Baugerät erwartet. Die Anlagen selbst 
führen für Fische, marine Säuger und 
Vögel zu einem nicht unerheblichen 
Lebensraumverlust (Nahrungsgebiete, 
Laichgebiete, Brutgebiete, Vogelzugge-
biete etc.). Ferner kommt es durch den 
Betrieb der Windräder zu einer Beein-
trächtigung der Meerestiere – insbeson-
dere der marinen Säuger – insbesondere 
durch Schall emissionen. Einen guten 
Überblick über den aktuellen Stand 
der Forschung zu den ökologischen 
Auswirkungen bieten die Ergebnisse 
der „Projektgruppe Offshore-Wind-
energieanlagen“ (vgl. OffshOreWeA 
2003).
Neben den direkten bau-, betriebs- und 
anlagebedingten Auswirkungen der Off-
shore-Windparks auf die Meeresumwelt 
werden auch indirekte Folgewirkungen 
diskutiert. Gegenstand wissenschaft-
licher Studien ist derzeit vor allem das 
mögliche Kollisionsrisiko von Schiffen 
oder Bau- und Wartungsfahrzeugen mit 
Windkraftanlagen, was zu unterschied-
lichen ökologischen Folgen beispiels-
weise durch Austritt von Öl und anderen 
Gefahrenstoffen aus den havarierten 
Schiffen führen kann. Indirekte Folgen 
dieser Art gehören zu den kumulativen 
Umweltwirkungen der Offshore-Wind-
parks (vgl. BrAndt u. runge 2002).
Der Ausbau der Windenergie in der 
Deutschen Bucht hat nicht nur ökolo-
gische, sondern auch unterschiedliche 
sozioökonomische Folgen für die Küs-
tenregion, womit sich erste Studien 
befassen: So wird erwartet, dass der 
Einstieg in die Offshore-Technologie 
positive Auswirkungen auf die maritime 
Wirtschaft der Hafenstandorte insbeson-
dere in den Stadtstaaten Hamburg und 
Bremen haben wird. Auf die vermuteten 
gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen 
der Offshore-Technologie geht eine von 
der Niedersächsischen Energie-Agen-
tur im Jahre 2001 vorgelegte Studie ein 
(neA, deWi u. niW 2001). Erwartet 
werden nicht nur positive wirtschaftliche 
Impulse für die Küstenregion, sondern 
auch negative Folgen, insbesondere für 
die Küstenfischerei, die Sportfischerei 
und den Sportbootverkehr. Gerade zu 
diesem Bereich liegen derzeit noch keine 
detaillierten wissenschaftlichen Unter-
suchungen vor. Umso ergiebiger werden 
hingegen die möglichen touristischen 
Auswirkungen von sichtbaren Offshore-
Windparks im Ostseeraum durch eine 
Beeinträchtigung des marinen Land-
schaftsbildes untersucht (N.I.T. 2000 
und schArlAu et al. 2004). Die Sichtbar-
keit einer Windfarm ist dabei nicht nur 
von Objekteigenschaften wie Lage, Grö-
ße, Anordnung und Anstrich der einzel-
nen Windräder abhängig, sondern auch 
von atmosphärischen Bedingungen wie 
Witterung, Helligkeit, Aerosolbelastung 
der Luft etc. Nur am Rande untersucht 
wurden bislang die möglichen Auswir-
kungen von Offshore-Windparks auf 
die Rohstoffgewinnung (v.a. Kiesabbau) 
oder die militärische Nutzung des Mee-
res (v.a. Übungsgebiete).
Aktuell angefertigte wissenschaft-
liche Studien sind der Objektivität 
verpflichtete, fachlich-sektorale Sach-
analysen, die die Problematik der Off-
shore-Windkraftnutzung in der Deut-
schen Bucht nicht aus einer umfas-
senden Perspektive betrachten, welche 
die unterschiedlichen Sichtweisen der 
Akteure berücksichtigen würde. Gera-
de diese unterschiedlichen Sichtweisen 
möchte der vorliegende Beitrag gegen-
überstellen. Methodisch handelt es sich 
um eine Kombination von Textanalyse, 
standardisierter Befragung mit statisti-
scher Auswertung und quantifizierender 
Analyse von Presseberichten. Ferner 
wurden Stellungnahmen von Parteien, 
Regierungen, Gemeinden und Verbän-
den eingeholt.
Erschließung der Windkraftnut-
zung in der Deutschen Bucht
Mit der Unterzeichnung des Kyoto-Pro-
tokolls hat sich Deutschland internati-
onal verpflichtet, die Emissionen des 
klimarelevanten Kohlendioxids und an-
derer Treibhausgase bis zum Zeitraum 
2008 bis 2012 gegenüber dem Stand 
des Jahres 1990 um 21 Prozent zu redu-
zieren (BMu 2001a, S. 20). Einen we-
sentlichen Beitrag zur Erreichung der 
gesetzten Zielmarge erwartet man von 
der Nutzung der Windenergie. Seit 2004 
gehört die Windenergie, gemessen am 
Bruttostromverbrauch, mit 4,2 Prozent 
(25 TWh) noch vor der Wasserkraft mit 
3,5 Prozent (21 TWh) zum wichtigsten 
alternativen Energieträger in Deutsch-
land (BMu 2005, S. 11). Mit Stand vom 
31. Dezember 2005 waren in Deutsch-
land insgesamt 17.574 Windkraftanla-
gen mit einer installierten Leistung von 
18.127,52 MW in Betrieb (ender 2006, 
S. 10).
Der weitere Ausbau der Windkraft 
soll vor allem auf dem offenen Meer 
geschehen, im so genannten Offshore-
Bereich. Zu unterscheiden ist zwischen 
Windfarmen innerhalb der 12-Seemei-
len-Zone, die zum deutschen Hoheitsge-
biet gehört, und außerhalb der 12-See-
meilen-Zone, wo die Ausschließliche 
Wirtschaftszone (AWZ) beginnt. Die 
Mehrzahl der geplanten Windparkpro-
jekte liegt im Gebiet der AWZ. Aufgrund 
der im Vergleich zur Ostsee größeren 
Meeresfläche ist mit einem vorrangigen 
Ausbau der Offshore-Windkraft in der 
Deutschen Bucht zu rechnen. Erklär-
tes Ziel ist es, innerhalb der nächsten 
25 Jahre marine Windparks mit einer 
installierten Gesamtleistung von bis zu 
25.000 MW in Nord- und Ostsee zu bau-
en (BMu 2005, S. 8).
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Die Erschließung des Meeres soll nach 
bundespolitischen Planungen in vier 
Stufen erfolgen (BMu 2001b, S. 8f.): 
An eine inzwischen abgeschlossene 
Vorbereitungsphase (geplant: 2001 bis 
2003), in der geeignete Meeresflächen 
für die Offshore-Nutzung identifiziert 
wurden, schließt sich die Startphase 
(geplant: 2004 bis 2006) an, in der erste 
Pilotprojekte realisiert werden. An ge-
eigneten Standorten erfolgt schließlich 
in einer ersten Ausbauphase (geplant: 
2007 bis 2010) die Erweiterung der Pi-
lotwindparks mit der Option für eine 
zweite Ausbauphase (geplant: 2011 bis 
2030).
In der Vorbereitungsphase (2001 bis 
2003) erfolgte in Nord- und Ostsee die 
Genehmigung von ersten Pilotprojekten. 
Bis Juli 2006 wurden beim Bundesamt 
für Seeschifffahrt und Hydrographie 
(BSH 2006b), das für die Genehmi-
gungen der marinen Parks in der AWZ 
zuständig ist, insgesamt 31 Anträge für 
Windfarmen gestellt, davon fünf in der 
Ostsee und 26 Anträge in der Nordsee. 
Für das Gebiet der Deutschen Bucht 
liegen zwei Anträge innerhalb der 12-
Seemeilen-Zone (Abb. 1 und Tab. 1). 
Ein Windrad im direkten Küstengebiet 
vor Wilhelmshaven, eine so genannte 
Nearshore-Windkraftanlage, ist bereits 
im Bau, ein weiteres vor Emden wurde 
schon 2004 fertig gestellt. Von den üb-
rigen Anträgen in der Nordsee hat das 
BSH bis Juli 2006 insgesamt zwölf Pro-
jekten in der AWZ zugestimmt: Mit der 
Windfarm „Borkum West“ nördlich der 
Insel Borkum erhielt im Jahre 2001 der 
erste Windpark eine Genehmigung, im 
Jahr darauf folgte „Butendiek“ westlich 
vor Sylt. Vier weitere Genehmigungen 
wurden jeweils in den Jahren 2004 und 
2005 sowie zwei weitere bis zum 31. 
Juli 2006 erteilt: Genehmigt wurden 
bislang die drei nördlich vor Borkum 
gelegenen Windparks „Borkum Riff-
grund-West“, „Borkum Riffgrund“ und 
„Offshore North Sea Windpower“ sowie 
nördlich vor Helgoland die beiden Wind-
parks „Nordsee Ost“ und „Amrumbank 
West“ sowie „Sandbank 24“, „DanTysk“ 
und „Nördlicher Grund“ westlich vor 
Sylt und schließlich „GlobalTech I“ und 
„Hochsee Windpark Nordsee“ auf der 
offenen See (vgl. Tab. 1).
In der inzwischen begonnenen Start-
phase (2004 bis 2006) sollen mithilfe der 
Projektwindparks standortspezifische 
und überregional bedeutsame Erkennt-
nisse zu umwelt- und naturschutzfach-
lichen, technischen und sicherheitsbezo-
genen Gesichtspunkten gewonnen wer-
den (BMu 2001b, S. 33). Orientierungs-
ziel für die Startphase ist in Nord- und 
Ostsee die Installation von Windparks 
mit einer Leistung von zusammen bis 
zu 500 MW und einem Stromertrag von 
1,5 TWh pro Jahr (BMu 2001b, S. 8). 
Die ursprünglich gesetzten Ziele der 
Startphase konnten bis Ende des Jahres 
2006 nicht erreicht werden.
In der anschließend folgenden ersten 
Ausbauphase (2007 bis 2010) soll auf der 
Grundlage der in der Startphase gewon-
nenen Erkenntnisse über den Ausbau der 
Pilotwindparks entschieden werden. Eine 
zweite Ausbauphase (2011 bis 2030) soll 
folgen, wenn die Ergebnisse der Vorbe-
reitungs-, Start- und ersten Ausbauphase 
zeigen, dass die Erschließung des Off-
shore-Bereiches durch die Windkraft-
nutzung umweltverträglich möglich und 
auch wirtschaftlich sinnvoll ist (BMu 
2001b, S. 34). Ziel dieser Phase ist eine 
installierte Gesamtleistung von 20 bis 
25 GW und ein Stromertrag von 70 bis 
85 TWh pro Jahr bis 2030 (BMu 2001b, 
S. 8). Neben dem Ausbau der Pilotstand-
orte sollen in der zweiten Ausbauphase 
zusätzliche Gebiete auf dem offenen 
Meer in größerer Küstenentfernung aus-
gewiesen werden (BMu 2001b, S. 35).
Technisch wie wirtschaftlich gestal-
ten sich Aufstellung und Betrieb von 
Windkraftanlagen auf dem Meer viel 
aufwändiger als auf dem Land. So müs-
sen Offshore-Anlagen an die stärkeren 
Belastungen auf See angepasst sein, d.h. 
an Wellenschlag, Tidenhub, Eisgang und 
höheren Windgeschwindigkeiten. Ferner 
sind weitreichende Korrosionsschutz-
maßnahmen gegen das Salzwasser und 
die aggressive Seeluft zu treffen, um eine 
ausreichende Lebensdauer zu gewähr-
leisten (hAu 1996, S. 527). Damit sich 










































Abb. 1: Offshore-Windparks der Deutschen Bucht während der Pilotphase 
(Stand: 31.07.2006)
(für die Bezeichnung der Windparks vgl. Nummern mit Tab. 1)
Quelle: eigene Bearbeitung, nach Angaben des BSH 2006a
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auch ökonomisch lohnt und in einem li-
beralisierten Strommarkt bestehen kann, 
sind nur leistungsstarke Großanlagen 
vorstellbar, die aus bis zu 100 einzelnen 
Windrädern bestehen. Windkraftanla-
gen auf dem Meer können je nach Ro-
tordurchmesser und ozeanographischen 
Bedingungen eine unterschiedliche 
Höhe erreichen (Abb. 2). Die Nabenhö-
he von marinen Windrädern kann vom 
Meeresgrund aus gemessen zwischen 80 
und 120 m betragen. Kleinere Anlagen 
mit einer Leistung von 1,5 bis 2,5 MW 
weisen einen Rotordurchmesser von 65 
bis 80 m auf (delft university Of tech-
nOlOgy 2001, S. 2-i), bei Windrädern 
mit einer Leistung von 3,0 bis 3,5 MW 
kann der Durchmesser bereits bei 100 m 
liegen. Geplant ist ausserdem eine Anla-
ge mit einer Leistung von 4,5 MW, die 
einen Rotordurchmesser von 112 m und 
eine Nabenhöhe von 120 m hat (PeschA 
2001, S. VI-5), so dass eine Gesamthö-
he von 181 m erreicht wird. Eine Anla-
ge dieser Größenordnung wäre selbst in 
20 m tiefem Wasser höher als der Kölner 
Dom (157 m) (Abb. 2).
Akteure
Zur Identifikation der Akteure wurden 
die in der Literatur, der Presse und im 
Internet verfügbaren Informationsquellen 
ausgewertet und in einem iterativen Pro-
zess um solche Akteure ergänzt, deren 
Beteiligung zunächst nicht berücksichtigt 
worden war. Die Akteure sind in sechs 
Gruppen gegliedert (Abb. 3), die aller-
dings keine homogenen Meinungsblöcke 
darstellen. Die politischen Parteien besit-
zen eine gewisse Meinungsführerschaft, 
sie gestalten die energiepolitischen Rah-
menbedingungen je nach ihrer Funktion 
in Regierung und Opposition sowie in 
Bund und Ländern mit. Auch sind Ak-
zentsetzungen zwischen den Parteien 
auf Bundes- und Länderebene und erst 
Recht auf lokaler Ebene zu erwarten. Es 
ist damit zu rechnen, dass die politischen 
Funktionsträger auf lokaler Ebene, d.h. 
in den betroffenen Gemeinden, durchaus 
eigene Positionen vertreten, wenn die Ge-
meindeeinnahmen stark vom Tourismus 
oder der Küstenfischerei abhängen.
Ein ebenso heterogener Block ist hier 
mit „Wirtschaft“ bezeichnet (Abb. 3). 
Die Interessen von Firmen und Konsor-
tien, die Windenergieanlagen errichten, 
dürften beispielsweise deutlich von den 
Interessen der Fischereiverbände abwei-
chen. Jeweils für organisierte Mehrheits-
positionen von Akteuren der Wirtschaft 
stehen die Interessenverbände. Gerade 
die Thematik der Windkraftnutzung 
im Offshore-Bereich ist für die klas-
sischen Nichtregierungsorganisationen 
aus dem Umweltsektor ein schwieriges 
Feld, denn sie verlangt eine Abwägung 
zwischen zunächst nichträumlichen en-
ergiepolitischen Argumenten und raum-
bezogenen Umweltauswirkungen. Weit 
schwieriger zu recherchieren sind die in 
konkreten Entscheidungsprozessen von 
Einzelprojekten so wesentlichen Stel-
lungnahmen von Gutachtern und die 
Haltung von Genehmigungsbehörden. 
Das Bild würde noch unübersichtlicher, 
schlösse man die Rechtsprechung mit 
ein. Auf eine ausführliche Darstellung 
juristischer Sachverhalte soll daher ver-
zichtet werden. Die Medien sind einer-
seits Akteure, weil sie meinungsbildend 
































































































































































































Tab. 1: Geplante Offshore-Windparks in der Deutschen Bucht (Stand: 31.07.2006)
(für die Lage der Windparks vgl. Nummern mit Abb. 1)
Quelle: eigene Bearbeitung, nach Angaben der Unternehmen und DENA 2006
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tion. Ihre ambivalente Position wird in 
diesem Beitrag nicht problematisiert.
Abbildung 3 enthält keine Unterglie-
derung nach Befürwortern oder Geg-
nern, da eine derartige Kategorisierung 
im Vorfeld der Untersuchungen nicht 
möglich war; auch erscheinen Akteure 
nicht als eigenständige Gruppe; sie 
sind vielmehr Angehörige der anderen 
sechs Gruppen, denn betroffen von der 
Errichtung und vom Betrieb eines Off-
shore-Parks sind sowohl der Monteur der 
Windräder als auch der Fischer und der 
Tourist oder der Berufspolitiker. So ist es 
ein Ziel dieses Beitrages, die zu erwar-
tende komplizierte, teils widersprüch-
liche Gemengelage von Meinungen und 
Positionen zu klären.
Die Positionen der Akteure
Politik
Bundesebene – Parteien im Bund
Untersucht wurden die Positionen der im 
16. Deutschen Bundestag (Legislaturpe-
riode 2005 bis 2009) vertretenen Parteien 
SPD, CDU/CSU1, FDP, Linkspartei.PDS 
und Bündnis 90/Die Grünen. Die ehema-
ligen Koalitionäre SPD und Bündnis 90/
Die Grünen nehmen in Fragen der Off-
shore-Windkraftnutzung eine ähnliche 
Haltung ein, so dass ihre Positionen an 
dieser Stelle nicht getrennt dargestellt 
werden sollen. Durch ihre grundsätzliche 
Befürwortung regenerativer Energien 
und dem von ihnen getragenen Ausstieg 
aus der Atomenergie sehen sie im Ausbau 
und der weiteren Förderung der Wind-
kraft eine wichtige Zukunftsaufgabe. Sie 
heben insbesondere die Möglichkeit zur 
Reduzierung der Kohlendioxidemission 
als wichtigen Beitrag zum Klimaschutz 
hervor (SPD BT 2002, S. 10f.). Die Zu-
kunft der Windkraftnutzung sehen beide 
Parteien vor allem im Repowering, d.h. 
dem Ersatz alter Anlagen durch wenige 
leistungsfähigere Windräder, aber auch 
in der Entwicklung der Offshore-Tech-
nologie. Ziel der Bündnisgrünen ist es, 
durch marine Windkraftanlagen künftig 
15 Prozent des Strombedarfs decken zu 
können. Darüber hinaus läge in der Off-
shore-Technologie ein großes Potenzial 
zur Schaffung neuer Arbeitsplätze (grü-
ne 2005, S. 16). Für die Offshore-Wind-
kraftnutzung verlangen beide Parteien 
ein geordnetes Vorgehen, um die Natur-
verträglichkeit der Windparks sicher zu 
stellen (SPD BT 2002, S. 8). Die Vogel-
welt und das Wattenmeer dürfen keinen 
Schaden nehmen.
Die ehemaligen Oppositionsparteien 
CDU und FDP haben zu erneuerbaren 
Energien und zur Offshore-Windkraft-
nutzung eine etwas andere Haltung. 
Auch diese Parteien nehmen ähnliche 
Positionen ein; die Entwicklung und 
Förderung alternativer Energietechno-
logien solle zwar Bestandteil einer mo-
dernen Energiepolitik sein, gleichzeitig 
sei aber eine Mischung aus erneuerbarer 
und konventioneller Energie einschließ-
lich der Atomkraft unerlässlich (Bendig 
2005 und FDP AK II 2005). Sie sind 
in der Frage des weiteren Ausbaus der 
Windkraft zurückhaltender und beto-
1 Da es sich bei der CSU um eine bayrische Regional-
partei handelt, die mit der CDU eine Fraktionsgemein-
schaft im Deutschen Bundestag bildet, wurde ihre 
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Abb. 2: Größenvergleich von Windkraftanlagen und verschiedenen technischen Fahrzeugen 
sowie Bauwerken 
Quelle: eigene Bearbeitung
Abb. 3: Akteure im Spannungsfeld der Offshore-Windenergiegewinnung
Quelle: eigener Entwurf
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nen eine Änderung der derzeitigen För-
derungspraxis. Für beide Parteien muss 
die Windkraftnutzung konkurrenzfähig 
gestaltet werden, um auf einem libera-
lisierten Strommarkt bestehen zu kön-
nen. In der Entwicklung der Offshore-
Windkraftnutzung liegt für sie daher 
die eigentliche Zukunftsaufgabe. Union 
(Bendig 2005) ebenso wie Liberale (FDP 
AK II 2005) betonen vor allem deren 
größere Wirtschaftlichkeit. Bei der Ent-
wicklung der Offshore-Technologie wer-
den die meisten Chancen im Exportge-
schäft gesehen (Bendig 2005). Ähnlich 
wie Grüne und SPD plädieren auch CDU 
und FDP im Interesse des Naturschutzes 
für einen maßvollen Ausbau auf dem 
Meer, insbesondere im küstennahen Be-
reich (12-Seemeilen-Zone). So sieht die 
FDP die Zukunft der Offshore-Technolo-
gie ausschließlich außerhalb der 12-See-
meilen-Zone (FDP AK II 2005).
Ziel der Linkspartei.PDS ist es, bis 
2050 die weitgehende Vollversorgung 
mit erneuerbarer Energie durch eine 
Mischung der solaren Energieträger so-
wie durch neue Energiespeicher- und 
effiziente Energiespartechnologien zu 
erreichen (linksPArtei.Pds 2005, S. 4). 
Aus ökologischen Gründen wird insbe-
sondere der Ausbau der Windkraft auf 
dem Meer gefordert, da auf dem Festland 
die Grenzen des aus raumplanerischer 
Sicht Machbaren bereits erreicht seien 
(schWenke 2005). Die Linkspartei sieht 
jedoch einen nicht unerheblichen Ziel-
konflikt mit dem Landschaftsbild, dem 
Vogelzug, den Gefahren für die Schiff-
fahrt und den Auswirkungen auf die See 
bei entsprechenden Unfällen (schWenke 
2005). Dieser Konflikt müsse jedoch aus-
gehalten werden, da es keine Alternative 
zum Ausbau der erneuerbaren Energien 
gebe. In der Ostsee sei die Umweltge-
fährdung durch Offshore-Windparks je-
doch zu groß (schWenke 2005), so dass 
der Ausbau vor allem in der Nordsee ge-
schehen müsse.
Bundesregierungen
Zwischen 1998 und 2005 wurde die Bun-
desrepublik Deutschland von einer Koa-
lition aus SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen regiert, die den Einstieg in die na-
tionale Offshore-Technologie eingeleitet 
hat. So fordert der Koalitionsvertrag 
von 2002 explizit die Entwicklung der 
Windkraft im Offshore-Bereich (sPd u. 
grüne 2002, S. 32). Der Ausbau auf dem 
Meer dürfe nach Ansicht der ehemaligen 
Regierung jedoch nicht maßlos, sondern 
nur im Einklang mit dem Naturschutz 
geschehen (BMU 2002, S. 7f.). Seit No-
vember 2005 regiert im Bund eine Große 
Koalition aus Christ- und Sozialdemo-
kraten, die in Fragen der Umwelt- und 
Energiepolitik im Wesentlichen auf Kon-
tinuität setzt. So wird im Koalitionsver-
trag der ökologisch und ökonomisch ver-
nünftige Ausbau der regenerativen En-
ergien unter anderem durch Erneuerung 
alter Windanlagen (Repowering) und 
explizit auch der Offshore-Windstrom-
erzeugung genannt (cdu/csu u. sPd 
2005, S. 42).
Landesregierungen
Während für den Bereich der AWZ ge-
nehmigungsrechtlich der Bund zustän-
dig ist, sind es für das Küstengebiet in-
nerhalb der 12-Seemeilen-Zone die Län-
der. In Niedersachsen regiert seit März 
2003 eine Koalition aus CDU und FDP. 
Sie kritisiert einen massiven Ausbau der 
Windenergie im Binnenland und sieht 
größere Entwicklungschancen im Aus-
bau auf dem Meer (lMu nds 2003). Im 
Hinblick auf negative Auswirkungen für 
den Naturschutz, die Schifffahrt, die Fi-
scherei und den Tourismus bevorzugt sie 
die Nutzung von Standorten in der AWZ 
gegenüber Gebieten innerhalb der 12-
Seemeilen-Zone (lMu nds 2003). Im 
Küstenbereich solle nur eine zeitlich und 
räumlich begrenzte Nutzung durch zwei 
Pilotanlagen vor Wangerooge („Norder-
gründe“) und Borkum („Borkum Riff-
gat“) zugelassen werden. Im Unterschied 
zur amtierenden Koalition setzte sich 
die SPD-geführte Vorgängerregierung 
wesentlich stärker für die Windkraft-
nutzung auch innerhalb der 12-Seemei-
len-Zone ein und plädierte sehr für die 
Standorte „Nordergründe“ und „Bor-
kum Riffgat“ (vgl. lr nds 2002, S. 13). 
Den Belangen des Meeresschutzes – so 
die ehemalige Landesregierung – müsse 
bei der Planung der marinen Windkraft-
nutzung große Bedeutung beigemessen 
werden, gleichzeitig seien aber durch 
Naturschutzfragen keine unangemes-
senen Barrieren aufzubauen, die die 
Planungen erschweren könnten (Witte 
2001, S. II-7).
In Schleswig-Holstein regiert seit 
April 2005 eine Große Koalition. Die 
neue Landesregierung verfolgt hinsicht-
lich der Nutzung der Offshore-Techno-
logie eine ähnliche Linie wie die von 
der SPD geführte Vorgängerregierung 
(cdu sWh u. sPd sWh 2005, S. 19). 
Bei der Errichtung von Offshore-Anla-
gen seien jedoch Schiffssicherheit, Tou-
rismus und Umwelt zu berücksichtigen 
(cdu sWh u. sPd sWh 2005, S. 19). 
Bereits die Vorgängerregierung (lMW 
sWh 2004, S. 40) hatte bei der Planung 
der Offshore-Windkraft die Berücksich-
tigung der Interessen des Naturschutzes 
dadurch ausdrücklich betont, dass die 
Flächen des Nationalparks „Schleswig-
Holsteinisches Wattenmeer“ sowie der 
gemeldeten nATURA 2000-Gebiete 
ausgedehnt wurden (Müller 2001, S. II-
3). Die ehemalige rot-grüne Landesre-
gierung versuchte konsequent die Inter-
essen von Natur- und Klimaschutz in 
Einklang zu bringen.
Die Senate von Hamburg und Bremen 
sehen in der Offshore-Windkraftnut-
zung vor allem wirtschaftliche Stand-
ortvorteile (Bs Bre 2003, S. 2). So 
konkurrieren die beiden Stadtstaaten mit 
niedersächsischen und schleswig-hol-
steinischen Städten um die Ansiedlung 
von Unternehmen aus der Windenergie-
branche und den Ausbau der Hafen- und 
Werftstandorte für Fertigung und Mon-
tage von Komponenten der Windkraft-
anlagen. Gerade in Bremen sieht man 
in der marinen Windkraftnutzung eine 
große Chance, um die Strukturkrisen 
der traditionellen Branchen des Schiffs-
baus und der Fischerei zu überwinden 
(eckhOff 2004, S. 1).
Wattenmeerregion
Eine deutlich andere Haltung als Bund 
und Länder nehmen die Gemeinden der 
Küstenregion der Deutschen Bucht ein, 
insbesondere Ost- und Nordfriesische 
Inseln (Ostfriesische inseln 2004 und 
geMeinde WAngerOOge 2002), die ihre 
Position mit den dänischen und nieder-
ländischen Nachbarinseln abgestimmt 
haben (euregiO die WAtten 2003). 
Grundsätzlich sprechen sich die Insel-
gemeinden gegen die Aufstellung von 
Nearshore- und Offshore-Anlagen in 
Sichtweite der bewohnten Küste aus. 
Durch die Errichtung von sichtbaren 
Offshore-Windparks würde der Erho-
lungswert der Meereslandschaft nach-
haltig zerstört (geMeinde WAngerOOge 
2002, S. 1). Bereits gestellte Anträge für 
Offshore-Windparks innerhalb der 12-
Seemeilen-Zone seien abzuweisen.
Für marine Windkraftanlagen in der 
AWZ verlangen die Inselgemeinden eine 
weitaus stärkere Berücksichtigung der 
Belange des Naturschutzes als bisher 
(Ostfriesische inseln 2004, S. 2). So 
sollten in unter Schutz stehenden Zonen 
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und ökologisch besonders wertvollen 
Gebieten generell keine Windparks er-
richtet werden dürfen. Mit Blick auf die 
Sicherheit im Schiffsverkehr sei ferner 
der bislang vorgeschlagene Mindestab-
stand von 1,5 bzw. zwei Seemeilen zu 
Seewegen nicht ausreichend, er müsse 
auf drei Seemeilen erweitert werden, um 
das Kollisionsrisiko effektiv zu verrin-
gern (euregiO die WAtten 2003, S. 2). 
Darüber hinaus bemängeln die Inselge-
meinden die unzureichenden Haftungs-
regelungen im Falle der Kollision eines 
Schiffes mit einer Windkraftanlage und 
den daraus resultierenden ökologischen 
Folgen. Denn es hafte nicht der Wind-
parkbetreiber, sondern die Schiffsree-
derei. Dadurch seien jedoch die Kosten 
für die Beseitigung der direkten Folgen-
schäden einer Kollision, beispielsweise 
im Falle einer Ölverschmutzung, meist 
nicht gedeckt (euregiO die WAtten 2003, 
S. 2). Die Resolution der Ostfriesischen 
Inseln lässt auch grundlegende Kritik an 
der Förderung der marinen Windkraft 
erkennen, denn gesellschaftlicher und 
ökologischer Nutzen dieser Technologie 
werden angezweifelt (Ostfriesische in-
seln 2004, S. 4).
Wirtschaft
Arbeitgeberverbände
Die Bundesverbände Erneuerbare En-
ergie (BEE 2005) und WindEnergie 
(BWE 2005) haben sich ausführlich zur 
Offshore-Windkraftnutzung geäußert. 
Beide sind eindeutige Befürworter der 
Offshore-Windkraftnutzung, wofür sie 
klimapolitische, wirtschaftliche und 
arbeitsmarktpolitische Gründe anfüh-
ren. Gleichzeitig fordern sie aber auch 
einen umweltverträglichen Ausbau im 
Einklang mit dem Natur- und Meeres-
schutz.
Stellungnahmen der folgenden deut-
schen Unternehmens- und Industriever-
bände wurden ausgewertet: BDA (Bun-
desvereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände), BDI (Bundesverband der 
Deutschen Industrie), DIHK (Deutsche 
Industrie- und Handelskammer), ZDH 
(Zentralverband des Deutschen Hand-
werks) sowie ASU (Arbeitsgemeinschaft 
Selbständiger Unternehmer), BVMW 
(Bundesverband mittelständische Wirt-
schaft), BKU (Bund Katholischer Unter-
nehmer) und AEU (Arbeitskreis Evange-
lischer Unternehmer). Auch wenn sich 
die genannten Verbände insgesamt mit 
Fragen zur Energie- und Umweltpoli-
tik befassen, so wurden von ihnen in 
der Regel weder zur Windkraftnutzung 
allgemein, noch explizit zur Offshore-
Thematik eigene Stellungnahmen ver-
öffentlicht. Ihre Position wurde daher 
anhand allgemeiner Publikationen und 
auf Grundlage persönlicher Rückfragen 
untersucht. Die Verbände ASU, BVMW, 
BKU und AEU haben sich zur Frage der 
Offshore-Windkraftnutzung im Spezi-
ellen nicht geäußert bzw. bislang noch 
keine abschließende Position bezogen. 
Der BDA verwies in Fragen politischer 
Stellungnahmen an den BDI und unter-
stützte seine Auffassung.
Die Wirtschaftsverbände BDA, BDI 
(2004), DIHK (2003, 2004) und ZDH 
(2004) bewerten die Nutzung der Wind-
energie insgesamt positiv. Der BDI 
(2004) hat zur Energiepolitik ein aus-
führliches Positionspapier vorgelegt. 
Er begrüßt den Ausbau regenerativer 
Energien, solange sie wettbewerbsfähig 
betrieben werden können (BDI 2004, 
S. 11). Der BDI hat eine betont positive 
Sichtweise der Windenergiegewinnung 
auf dem Meer und würde eine Nutzung 
auch innerhalb der 12-Seemeilen-Zone 
befürworten (heller 2005), da die 
Stromanbindung an das Festland we-
sentlich günstiger und auch der Strom-
verlust geringer wäre. Der DIHK (2003, 
S. 2) vertritt hier eine etwas zurückhal-
tende Position und fordert aus Rücksicht 
auf die Interessen von Schifffahrt und 
Tourismus nur die Zulassung einzelner 
Versuchsanlagen innerhalb der 12-See-
meilen-Zone. Ansonsten wird aber auch 
hier die marine Windkraftnutzung aus-
drücklich begrüßt.
Die Wirtschaftsverbände sehen in der 
Windkraft in erster Linie einen Beitrag 
zum Klimaschutz, zu Fragen des Mee-
res- und Naturschutzes äußern sie sich 
nicht dezidiert. Der weitere Ausbau der 
Windkraft wird von ihnen nur unter den 
Bedingungen des freien Wettbewerbs 
befürwortet und gleichzeitig die bislang 
herrschende Förderungspraxis kritisiert 
(ZDH 2004, S. 9). Die forcierte Förde-
rung des durch Offshore-Windkraft pro-
duzierten Stroms sei aufgrund der ohne-
hin größeren Wirtschaftlichkeit infolge 
höherer Windgeschwindigkeiten nicht 
sinnvoll (DIHK 2003, S. 2).
Arbeitnehmerverbände
Die beiden wichtigsten nationalen Ge-
werkschaftsverbände wurden um eine 
Stellungnahme gebeten: der Deut-
sche Gewerkschaftsbund (DGB) und 
der Christliche Gewerkschaftsbund 
Deutschlands (CGB)2. Im Unterschied 
zum DGB hielt sich der CGB mit einer 
Positionierung zurück, da dem Verband 
nach eigener Aussage ein allgemeinpo-
litisches Mandat fehle, um in energie- 
oder umweltpolitischen Fragen für seine 
Mitglieder stellvertretend und verbind-
lich Stellung zu beziehen. Der DGB und 
seine Mitgliedsgewerkschaft IG Metall 
(IGM) haben sich in umwelt- und ener-
giepolitischen Fragen hingegen positio-
niert. Von der IG Metall liegt eine aus-
führliche Stellungnahme zu Fragen der 
Windenergie vor.
Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
begrüßt die im Rahmen der Nachhal-
tigkeitsstrategie der Bundesregierung 
forcierte Förderung der erneuerbaren 
Energieträger (DGB 2004, S. 1). Zur 
Windkraft hat der DGB insgesamt ein 
positives Verhältnis. Seine Mitgliedsge-
werkschaft, die IG Metall, sieht in der 
Nutzung der Windkraft vor allem wirt-
schaftliche und arbeitsmarktpolitische 
Vorteile (igM 2003, S. 4). Da auf dem 
Festland die verfügbaren Flächen be-
grenzt sind, begrüßt die IG Metall die 
Absicht für einen Ausbau auf dem Meer 
(igM 2003, S. 9). Mögliche negative 
Auswirkungen der marinen Windkraft-
nutzung werden von der IG Metall (IGM 
2003) in den untersuchten Stellungnah-
men nicht explizit angesprochen.
Fischereiverbände
In Deutschland gibt es zwei bedeutende 
Interessensvertretungen der wirtschaft-
lichen Fischerei. Dies sind der Deutsche 
Hochseefischereiverband (DHF) sowie 
der Verband deutsche Kutter- und Küs-
tenfischer (VDKK). Sie gehören ge-
meinsam dem Deutschen Fischerei-Ver-
band (DFV) an, in dem auch Sportangler 
und Binnenfischer organisiert sind. Da 
die Mitglieder des Hochseefischereiver-
bandes in der Deutschen Bucht und der 
südlichen Nordsee nicht tätig sind, hat 
der Verband zur marinen Windkraft 
auch keine eigene Stellungnahme abge-
geben, unterstützt jedoch die Positionen 
des VDKK (hArtMAnn 2005). Auch der 
Verband Deutscher Sportfischer (VDSF) 
hat zur marinen Windkraftnutzung keine 
eigene Stellung abgegeben und verweist 
auf den Verband der Küstenfischer.
Die Kutter- und Küstenfischerei wird 
in der Deutschen Bucht direkt von den 
2 Eine Stellungnahme des Deutschen Beamtenbundes 
(DBB) zur Offshore-Windkraftnutzung wurde aufgrund 
seiner inhaltlichen Ausrichtung nicht als relevant 
erachtet.
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geplanten Offshore-Windparks betroffen 
sein, so dass sich der VDKK schon früh-
zeitig am öffentlichen Diskurs beteiligte 
(hArtMAnn 2005). Die Interessen der 
Küstenfischerei lassen sich mehreren 
Schreiben des Deutschen Fischerei-Ver-
bandes an das Bundesamt für Seeschiff-
fahrt und Hydrographie entnehmen 
(DFV 2003, 2004a, 2004b, 2004c). So 
wird gefordert, dass die Interessen der 
küstennahen Fischerei bei den Geneh-
migungsverfahren des BSH stärker zu 
berücksichtigen seien. Ingesamt rechnet 
der Deutsche Fischerei-Verband mit ne-
gativen Auswirkungen auf den Bestand 
von Nutzfischen durch die Zerstörung 
von Habitaten. Ferner könnten Schall 
oder Schattenwurf eine Scheuchwirkung 
auslösen (dfv 2004c, S. 2). Insbeson-
dere befürchtet der Verband durch das 
Einbringen von Hartsubstraten (Fun-
damente und Piles der Windräder) eine 
Verfremdung der Meeresfauna durch die 
Ansiedlung von standortfremden Arten 
(dfv 2004b, S. 3 und DFV 2004c, S. 2). 
Sofern in den Gebieten der Windparks 
die Küstenfischerei untersagt wird, er-
wartet der Verband außerdem einen Ver-
lust von Fanggebieten. Auch in einem 
erhöhten Kollisionsrisiko eines Schiffes 
mit einem Windrad wird eine Gefahr 
nicht nur für die Meeresumwelt, sondern 
auch für die Fischerei gesehen (dfv 
2004c, S. 3 und dfv 2003, S. 3).
Nichtregierungsorganisationen
Natur- und Umweltschutzverbände
Zu den wichtigsten Natur- und Umwelt-
schutzverbänden in Deutschland gehören 
Greenpeace, WWF, BUND und NABU, 
ferner das vor allem in Ostdeutschland 
aktive Umweltnetzwerk Grüne Liga. Da 
es sich bei der marinen Windkraftnut-
zung um ein energie- und umweltpoli-
tisches Thema par excellence handelt, ist 
es verständlich, dass alle untersuchten 
Umweltverbände eine Stellungnahme 
zur Offshore-Windkraftnutzung im Spe-
ziellen oder zumindest zur Windkraft-
nutzung im Allgemeinen abgegeben ha-
ben. Von den Verbänden BUND (2001), 
WWF (2003a), NABU (2004) und 
greenPeAce (2004) wurden eigene Posi-
tionspapiere zur Offshore-Nutzung her-
ausgegeben. Von der Grünen Liga wurde 
ein solches Positionspapier bislang nicht 
veröffentlicht, jedoch teilte der Sprecher 
des „Facharbeitskreises Energie“, Herr 
Tilo Wille, auf schriftliche Anfrage die 
Position des Netzwerkes mit (vgl. Wille 
2005).
Die Position der deutschen Natur- und 
Umweltschutzverbände zur Offshore-
Windkraft nutzung ist sehr differenziert 
und nicht einheitlich. Grundsätzlich be-
fürworten die Verbände den Ausbau der 
Windenergie auf dem Meer als eine um-
weltverträgliche Alternative zur konven-
tionellen Energieerzeugung. Jedoch wird 
die Offshore-Nutzung nicht vorbehaltlos 
unterstützt, sondern nur unter der Bedin-
gung, dass die Belange von Natur und 
Landschaft bei Bau und Betrieb der Wind-
parks berücksichtigt werden. Bedeutende 
ökologische Gebiete sowie bereits beste-
hende bzw. ausgewiesene Schutzzonen 
sollten von der Windenergienutzung aus-
geschlossen werden. Aus diesem Grunde 
hält der NABU (2004, S. 2) beispielswei-
se die marine Windkraftnutzung in der 
Ostsee für nicht sinnvoll, befürwortet sie 
aber in der Nordsee.
Im Detail gibt es zwischen den Um-
welt- und Naturschutzverbänden einige 
Unterschiede. So haben BUND (2001), 
WWF (2003a, 2003b), NABU (2004) 
zur Windenergienutzung auf dem Meer 
eine weitaus kritischere Haltung als die 
Umweltschutzorganisation greenPeAce 
(2004). Sie weisen wesentlich stärker auf 
das mögliche „Konfliktpotential zwi-
schen Natur- und Umweltschutz“ hin 
(BUND 2001, S. 8) und betonen, dass 
der Wunsch nach dem Schutz des Mee-
res mit dem nach dem Schutz des Kli-
mas in ihren „Herzen und Köpfen“ ringe 
(WWF 2003a, S. 1). Auch die Grüne 
Liga verlangt die Umweltverträglichkeit 
der marinen Windenergie (Wille 2005). 
Vom nABu (2004, S. 2) als ehemaliger 
Bund für Vogelschutz wird vor allem 
der mögliche Schaden für die Vogelwelt 
diskutiert. Eine ähnliche Haltung, wie 
sie von BUND (2001), WWF (2003a, 
2003b), NABU (2004) und Grüne Liga 
(Wille 2005) vertreten wird, lässt sich 
aus dem gemeinsamen Positionspapier 
der Natur- und Umweltschutzverbände 
herauslesen, das vom Deutschen Natur-
schutzring (DNR 2003) herausgegeben 
wurde. Die Umweltschutzorganisation 
greenPeAce nimmt eine andere Positi-
on als die übrigen Naturschutzverbände 
ein. Sie sieht in der Windenergienutzung 
auf dem Meer vor allem einen wichtigen 
Beitrag zum Klimaschutz und argumen-
tiert, dass der Klimawandel auch „vor 
Naturschutzgebieten nicht halt“ mache 
(greenPeAce 2004, S. 2): Unter bestimm-
ten Voraussetzungen sei daher auch in 
Naturschutzgebieten die Nutzung der 
Offshore-Windkraft vertretbar. green-
PeAce geht im Unterschied zu BUND 
(2001), WWF (2003a, 2003b) und NABU 
(2004) in seinem Positionspapier nicht 
näher auf Fragen zur Veränderung des 
Landschaftsbildes und der ästhetischen 
Wirkung der Windräder ein.
Organisierte Offshore-Windkraft-Gegner
In Nordwestdeutschland gibt es zwei 
wichtige Vereinigungen, die grundle-
gende Kritik an der Offshore-Windkraft-
nutzung üben und als wichtiges Sprach-
rohr der Gegner der Offshore-Windkraft 
fungieren. Dies sind der Verein „Gegen-
wind – Für eine industriefreie Nordsee“ 
(gegenWind sylt 2005) sowie der ver-
bandsunabhängige Zusammenschluss 
„Wattenrat“ (WAttenrAt 2005). Bei der 
Vereinigung „Gegenwind Sylt“ handelt 
es sich um einen überparteilichen Zu-
sammenschluss von Bürgern und Ur-
laubsgästen, der vor allem aus Kritik am 
Windpark „Butendiek“ vor der Insel Sylt 
entstand (gegenWind sylt 2005). Gegen 
die Offshore-Windkraft sprechen aus 
Sicht des Vereines vor allem die nega-
tiven Auswirkungen auf Vögel, Meeres-
tiere und den Menschen sowie die unkal-
kulierbaren Risiken für die Schifffahrt, 
die Gefahren möglicher Havarien sowie 
eine Beeinträchtigung des Fremdenver-
kehrs durch Windparks in Sichtweite.
In der niedersächsischen Küstenregion 
sieht sich vor allem der WAttenrAt (2005) 
mit seinem umfangreichen Web-Auftritt 
als Sprachrohr und Gegenöffentlichkeit in 
Fragen des Natur- und Umweltschutzes. 
Der WAttenrAt (2005) stellt einen Zu-
sammenschluss verbandsunabhängiger 
Naturschützer aus der Küstenregion Ost-
frieslands dar, der aus der „Konferenz der 
Natur- und Umweltschutzverbände“ her-
vorgegangen ist. Die Argumente des Wat-
tenrates, die den Pressemitteilungen der 
Webseite zu entnehmen sind, ähneln de-
nen des Vereins gegenWind sylt (2005). 
Sehr deutlich übt der WAttenrAt (2005) 
Kritik an der gegenüber der Windkraft-
nutzung positiven Haltung der meisten 
Naturschutzverbände. Mögliche klima-
politische Vorteile der Windkraftnutzung 
werden vom WAttenrAt (2005) nicht an-
erkannt bzw. der mögliche Nutzen durch 
eine Reduzierung des Kohlendioxidaus-
stoßes im Vergleich zu den möglichen 
Kosten als zu gering eingeschätzt.
Tourismusverbände
Um eine Stellungnahme wurden der 
Deutsche Tourismusverband (dtv 2005) 
als bundesweite Vereinigung sowie als 
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Landesverbände der Tourismusverband 
Schleswig-Holstein (tv sWh 2001) und 
der Tourismusverband Niedersachsen 
(tv nds 2004) gebeten. Der Deutsche 
Tourismusverband kritisiert in einem 
Positionspapier (dtv 2005, S. 1) die 
einseitige politische Bevorzugung der 
Windkraft, ohne die Belange des Touris-
mus und des Landschaftsschutzes aus-
reichend zu berücksichtigen. Gerade in 
wichtigen Urlaubsregionen sei die Dichte 
von Windrädern auf dem Festland inzwi-
schen so hoch, dass sich negative Aus-
wirkungen auf den Erholungswert einer 
Landschaft ergeben (dtv 2005, S. 2). 
Der Tourismusverband betont die Be-
deutung einer intakten Natur und eines 
ungestörten Landschaftsbildes für den 
Fremdenverkehr und befürwortet eine 
möglichst „landschaftsverträgliche Ge-
staltung“ von Windrädern (dtv 2005, 
S. 1). Vor diesem Hintergrund spricht 
sich der Verband auch vehement gegen 
Offshore-Windkraftanlagen aus, die in 
Sichtweite zur Küste liegen (dtv 2005, 
S. 1). Unter landschaftsästhetischen 
Aspekten wird die marine Windkraft-
nutzung zwar als recht problematisch 
erachtet, jedoch nicht grundsätzlich ab-
gelehnt.
Die gleiche Position wird von den 
Interessensverbänden in Schleswig-
Holstein und Niedersachsen vertreten. 
So spricht sich der Landesverband von 
Schleswig-Holstein dafür aus, dass in 
wichtigen touristischen Gebieten auf 
dem Land generell keine Windkraftanla-
gen errichtet werden und auf dem Meer 
nur außerhalb des Sichtkontaktes (tv 
sWh 2001). Der Tourismusverband von 
Niedersachsen fordert außerdem, den 
von Offshore-Windkraftanlagen an der 
Küste ankommenden Strom nicht mit 
Überlandleitungen in das Binnenland 
abzuleiten, da dies zu einer weiteren 
landschaftlichen Störung führen könne 
(tv nds 2004).
Wahrnehmung in den Print-
medien
Einen wesentlich stärkeren gesell-
schaftspolitischen Einfluss auf den Dis-
kurs um die Offshore-Windkraftnutzung 
als die bisher genannten Akteure haben 
die Medien, die Mittler der Position an-
derer Akteure und zugleich auch selbst 
Akteur und damit meinungsbestimmend 
sind. Um die Wahrnehmung des Themas 
speziell in den Printmedien zu betrach-
ten, wurden die wichtigsten überregio-
nalen Abonnementzeitungen mit einer 
verkauften Auflagenstärke von mehr als 
50.000 Exemplaren für den Zeitraum 
vom 01. Juli 1995 bis zum 30. Juni 2005 
näher untersucht. Zu diesen Zeitungen 
gehören nach röPer (2004, S. 8) die 
„Süddeutsche Zeitung“, die „Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung“, „Die Welt“, 
die „Frankfurter Rundschau“, das „Han-
delsblatt“, „Financial Times Deutsch-
land“, „die tageszeitung“ und „Neues 
Deutschland“. Von den genannten Zei-
tungen konnten „Die Welt“ und „Neues 
Deutschland“ aufgrund eingeschränkter 
Recherchemöglichkeiten nicht berück-
sichtigt werden. Der untersuchte Zeit-
raum 1995 bis 2005 war bei den übrigen 
Zeitungen vollständig erfasst worden. 
Nur bei „Financial Times Deutschland“ 
wurde ein kürzerer Zeitraum untersucht, 
da die Zeitung erst seit dem 21. Februar 
2000 erscheint.
Die Tageszeitungen wurden danach 
ausgewertet, inwieweit in den zurück-
liegenden zehn Jahren Artikel veröf-
fentlicht wurden, die das Schlagwort 
„Offshore“ in Kombination mit „Wind-
kraft“, „Windenergie“, „Windpark“ oder 
„Windfarm“ enthielten. Die Untersu-
chung der Printmedien erfolgte in ers-
ter Linie quantitativ, d.h. es wurde die 
Häufigkeit von Artikeln pro Quartal be-
stimmt, die die Offshore-Windkraftnut-
zung behandeln. Um die verschiedenen 
Zeitungen untereinander vergleichen 
zu können, wurde die Anzahl der Ar-
tikel auf die Auflagenstärke pro Quar-
tal bezogen. Als Bezugsgröße diente 
die „verkaufte Auflage“ des jeweiligen 
Quartals, die von der Informationsge-
sellschaft zur Feststellung der Verbrei-
tung von Werbeträgern (IVW 1995 und 
2005) veröffentlicht wird. Ausgewählte 
Artikel wurden ergänzend auch inhalt-
lich untersucht.
Die Auswertung der sechs auflagen-
stärksten überregionalen Tageszeitungen 
zeigt, dass erst seit Mitte 1998 über das 
Thema der Offshore-Windkraftnutzung 
– die Politik der im September 1998 ge-
wählten rot-grünen Koalition unter Ger-
hard Schröder hatte hierauf sicherlich ei-
nen Einfluss – zunehmend in den Medien 
berichtet wird (vgl. Abb. 4). Ein sprung-
hafter Anstieg der Veröffentlichungen 
erfolgte mit dem 2. Quartal 2001, als die 
Vorbereitungsphase im Planungsverfah-
ren der Offshore-Windkraftnutzung be-
gann (Abb. 4).
Die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
und das Handelsblatt berichten, bezogen 
auf ihre Auflagenstärke, am häufigsten 
über das Thema der marinen Wind-
kraftnutzung. Während im Handelsblatt 
aufgrund der finanzpolitischen Ausrich-
tung vor allem wirtschaftliche Fragen 
im Mittelpunkt stehen, befassen sich die 
Artikel in der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung neben wirtschaftlichen auch mit 
energiepolitischen und ökologischen As-
pekten der Offshore-Wind kraftnutzung. 
Einige Artikel sind recht kritisch und 
thematisieren einen Gegensatz zwischen 
den Belangen des Klima- und des Natur-
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Abb. 4: Durchschnittliche, durch die Auflagenstärke gewichtete Häufigkeit von Artikeln zur 
Offshore-Windkraftnutzung in allen untersuchten überregionalen Zeitungen
Quelle: eigene Bearbeitung
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nen in dieser Hinsicht vor allem Wind-
parks in unmittelbarer Nähe zur Küste 
zu sein, wie etwa „Nordergründe“ und 
„Butendiek“, die in der FAZ (Butendiek: 
4 Berichte) und im Handelblatt genannt 
werden (Butendiek: 3 Berichte; Norder-
gründe: 7 Berichte). Weit entfernt liegen-
de Windparks werden in den Berichten 
hingegen kaum oder gar nicht themati-
siert.
Eine ähnliche Ausrichtung wie 
das Handelsblatt hat Financial Times 
Deutschland, die ebenfalls in erster Li-
nie energie- und wirtschaftspolitische 
Themen in den Artikeln behandelt. In 
der Süddeutschen Zeitung befassen 
sich die Artikel mit unterschiedlichen 
Aspekten der marinen Windkraftnut-
zung, mehrheitlich aber auch hier mit 
energiepolitischen und wirtschaftlichen 
Fragen. Vergleichsweise kritische Be-
richte, die vor allem ökologische Fragen 
in den Vordergrund stellen, sind in der 
links-alternativen taz zu finden. In den 
Artikeln werden neben klimapolitischen 
Vorzügen der Windkraftnutzung auch 
mögliche ökologische Auswirkungen 
auf Meersumwelt und speziell auf Vögel 
thematisiert. Bezeichnenderweise sind 
einige Artikel mit „Vogelscheuchen auf 
See“ (08.06.2001) oder „Windräder oder 
Möwenkreischen“ (15.06.2001) betitelt. 
Auch in der taz werden vor allem küsten-
nahe Windparks behandelt und insofern 
als konfliktreicher betrachtet, wie etwa 
„Butendiek“ (36 Berichte), „Nordergrün-
de“ (19 Berichte) und „Borkum Riffgat“ 
(6 Berichte), kaum hingegen weiter küs-
tenferne Parks wie „DanTysk“ (2 Be-
richte). Ähnlich wie in der taz sind auch 
in der Frankfurter Rundschau kritische 
Artikel zu finden, die klimapolitische 
Belange ebenso wie ökologische Auswir-
kungen thematisieren. Die Untersuchung 
der überregionalen Zeitungen zeigt, dass 
die Windkraftnutzung in Nord- und Ost-
see ein Thema ist, mit dem sich die Me-
dien und folglich auch die Öffentlichkeit 
intensiv seit 1998 auseinandersetzen. 
Ferner konnte bezogen auf die in der 
Nordsee geplanten Windfarmen festge-
stellt werden, dass vor allem küstennahe 
Offshore-Parks das größte Medienin-
teresse auf sich ziehen. Wertet man die 
in den sechs Zeitungen veröffentlichten 
Artikel inhaltlich aus, so lässt sich fest-
stellen, dass an dem öffentlichen Diskurs 
zur marinen Windkraftnutzung ver-
schiedene Akteure beteiligt sind. Dies ist 
zunächst die Politik, die – zumindest auf 
Bundesebene – ebenso wie die Energie-
wirtschaft sehr hinter der projektierten 
Offshore-Nutzung steht. Gleichzeitig 
berichten die Zeitungen aber auch über 
den wachsenden Widerstand gegen die 
marine Windkraftnutzung, der vor allem 
durch Akteure aus der Fischerei, dem 
Fremdenverkehr und dem Naturschutz 
(z.B. Thematisierung der Klagen von 
BUND und NABU gegen „Butendiek“, 
Kritik an der Offshore-Windkraft durch 
den WWF) getragen wird.
Diskussion
Das Ergebnis einer vorsichtigen Struk-
turierung der Ergebnisse unserer Studie 
enthält Tabelle 2. Die Schlüsselbegriffe, 
die von den jeweiligen Akteuren argu-
mentativ verwendet werden, sind im 
rechten Teil der Tabelle enthalten, je-
doch nicht dahingehend differenziert, ob 
sie pro oder contra Offshore-Windkraft 
eingesetzt werden. Die grundsätzliche 
Positionierung der Akteure, die im lin-
ken Teile der Tabelle abgeschätzt wurde, 
ist das Ergebnis der Abwägungsprozesse 
innerhalb der Gruppen.
Vergleicht man die Positionen der 
im 16. Deutschen Bundestag vertre-
tenen Parteien, so lässt sich ein großer 
Konsens feststellen, was die Akzeptanz 
von Offshore-Windkraft als klimapo-
litische und vor allem wirtschaftliche 
Alternative zur Onshore-Nutzung be-
trifft. Solange die Nutzung der marinen 
Windkraft die Interessen des Natur-
schutzes, der Schifffahrt und des Frem-
denverkehrs berücksichtigt, sehen die 
Parteien kein grundsätzliches Problem. 
Die Gewichtung der Argumente zwi-
schen den Parteien auf Bundesebene ist 
zwar durchaus unterschiedlich, in der 
Frage der Offshore-Energiegewinnung 
in der Deutschen Bucht wurde mit dem 
Regierungswechsel im November 2005 
aber kein grundsätzlicher Richtungs-
wechsel eingeleitet. Wegen der erwar-
teten positiven Wirtschaftsimpulse sind 
die Stadtstaaten Hamburg und Bremen 
zu den eindeutigen Befürwortern der 
Offshore-Technologie zu rechnen. Auch 
die bundespolitisch relevanten Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerverbände be-
jahen die Offshore-Windkraftnutzung. 
Interessanterweise gehört zur Gruppe 
der vehementen Verfechter auch Green-
peace, deren uneingeschränkte Haltung 
im Gegensatz zu den anderen unter-
suchten Naturschutzvereinigungen steht. 
Deren Positionen scheinen nach den in 
unserem Rahmen gesichteten Quellen 
differenziert zwischen Pro und Contra 
abzuwägen. Gegenargumente, die von 
den Naturschutzverbänden stark in Ab-
wägungsprozessen diskutiert werden, 
werden auch von Offshore-Windkraft-
gegnern aufgenommen.
Die Landesregierungen befürworten 
zwar insgesamt die Offshore-Windkraft-
nutzung, doch wird sie nicht als unpro-
blematisch gesehen. Dass neue Schlüs-
selbegriffe in der Diskussion besonders 
herausgestellt werden, ist ein Ausdruck 
der „größeren Nähe“ der Landesregie-
rungen zu den Bürgerinnen und Bürgern 
der Küstenregionen und insbesondere 
der wirtschaftlichen Bedeutung von Fi-
scherei, Schiffsverkehr und Fremden-
verkehr für die Region. Seit dem Regie-
rungswechsel in Niedersachsen scheinen 
Windparks in der 12-Meilenzone grund-
sätzlich etwas kritischer bewertet zu 
werden.
Die Insel- und Küstengemeinden der 
Wattenmeerregion vertreten eine sehr 
kritische Position. Ihre ablehnende Hal-
tung gilt in erster Linie den Windparks 
innerhalb der 12-See meilen-Zone. Als 
starkes Argument führen sie mit Blick 
auf den Tourismus die Sichtbarkeit an; 
dieses ist gewichtiger als die Zugehörig-
keit zur 12-Seemeilen- oder Außenwirt-
schaftlichen Zone. Die vorgebrachten 
Argumente gegen die Offshore-Wind-
kraft stimmen hier weitgehend mit de-
nen der Tourismusverbände und der or-
ganisierten Offshore-Windkraftgegner 
überein. Vermutlich trägt hierzu auch 
der Umstand bei, dass Personen mehre-
ren Akteursgruppen gleichzeitig ange-
hören. Der auf der Bundesebene und von 
Greenpeace so besonders herausgestellte 
Beitrag der Offshore-Windkraftnutzung 
zum Klimaschutz wird sowohl von den 
organisierten Offshore-Windkraftgeg-
nern als auch von den Inselgemeinden 
angezweifelt.
Diese Untersuchung zeigt einmal 
mehr, wie sich die Argumentation von 
der Bundes- über die Länder- bis hin zur 
lokalen Ebene verschiebt. Klare Lager-
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bildungen sind erst dann zu erkennen, 
wenn – ganz konkret – einzelne Wind-
parks besonders in Küstennähe zur 
Diskussion stehen. Allgemein steigt die 
Akzeptanz mit wachsender Entfernung 
von der Küste. Dies bestätigte insbeson-
dere die Untersuchung der sechs größten 
überregionalen Tageszeitungen. Dass 
auch die Außenwirtschaftszone erheb-
liches Konfliktpotenzial besitzt, ist in 
dieser Untersuchung nicht dargestellt, 
weil es aus den im Rahmen dieser Unter-
suchung ausgewerteten Unterlagen und 
Stellungsnahmen nicht deutlich wurde. 
Eine umfassende Aufarbeitung der Kon-
fliktlinien ist jedoch sehr wünschens-
wert. Dies wäre eine sozialwissenschaft-
liche Forschungsleistung, eine umfas-
sende Politikfeldanalyse, die gesonderte 
Anstrengungen erfordern würde.
Aus übergeordneter Perspektive sind 
für eine umfassende Beurteilung der 
Offshore-Windkraftnutzung unseres Er-
achtens nach die beispielsweise in den 
eingangs angeführten, wissenschaft-
lichen Studien erörterten Konflikt- und 
Gefahrenaspekte zu berücksichtigen.
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